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Vorwort 

Die gesellschaftsrechtliche Vertragspraxis in Deutschland hat sich 
nicht mit den vom Gesetzgeber zur Verfügung gestellten typischen Ge-
sellschaftsformen begnügt. Aus den verschiedensten Erwägungen orga-
nisatorischer, steuerlicher und haftungsrechtlicher Art hat sie atypische 
Vertragsgestaltungen entwickelt. Zwei Wege boten sich an: Dispositives 
Gesetzesrecht wurde vertraglich abbedungen und teilweise durch ty-
pische Regelungen einer anderen Gesellschaftsform ersetzt. Auf diese 
Weise entstanden z. B. die personalistische GmbH und die kapitalistische 
OHG. Andererseits lassen sich zwei Gesellschaftstypen auch dadurch 
kombinieren, daß die Gesellschaften die Funktionen eines einheitlichen 
Unternehmens unter sich aufteilen. Dies ist bei der GmbH & Co KG 
und bei der Doppelgesellschaft der Fall. Die Doppelgesellschaft verbin-
det zwei rechtlich selbständige Gesellschaften zu einer wirtschaftlichen 
Einheit. Dabei ergibt sich allgemein das Problem, ob und inwieweit die 
wirtschaftliche Funktionseinheit eine rechtliche Verklammerung der bei-
den Teilgesellschaften zu bewirken vermag. Aus diesem Problemkreis 
behandelt die vorliegende Arbeit die Frage, wie sich das Ausscheiden 
eines Gesellschafters aus einer Gesellschaft auf seine Beteiligung an der 
anderen Gesellschaft auswirkt, also die Frage nach der Unteilbarkeit der 
Mitgliedschaft in der Doppelgesellschaft. 

Die Arbeit hat im Jahre 1M7 der Rechts- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität Tübingen als Dissertation vorgelegen. 
Das neue Aktiengesetz ist eingearbeitet, ebenso die bis Frühjahr 1968 er-
schienene Literatur und Rechtsprechung. Für die Anregung der Unter-
suchung und ihre entscheidende Förderung durch Rat und Hilfe bin ich 
meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. Wolfgang Fikentscher, 
zu herzlichem Dank verpflichtet. Ich danke auch Herrn Ministerialrat 
a. D. Dr. J. Broermann für die Aufnahme der Schrift in sein Verlags-
programm. 

Münster, März 1968 

Joachim Treeck 
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§ 1 Einleitung - Problemstellung 

Die Doppelgesellschaft ist eine durch die Praxis der Wirtschaftskon-
zentration geschaffene Organisationsform, die in verschiedenen Berei-
chen der Unternehmenszusammenschlüsse anzutreffen ist. In ihr sind 
zwei rechtlich selbständige Gesellschaften, deren eine von der anderen 
abhängig ist, zu einer wirtschaftlichen Einheit verbunden. 

Die herrschende Gesellschaft wird hier als Grundgesellschaft1, die ab-
hängige Gesellschaft als Organgesellschaft oder Geschäftsführungsge-
sellschaft2 bezeichnet. 

Die Grundgesellschaft ist in der Regel eine nicht rechtsfähige Per-
sonenvereinigung, meistens eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Sie 
bedient sich zur Realisierung des von ihr verfolgten Zwecks der Organ-
gesellschaft, die am häufigsten die Rechtsform einer GmbH besitzt. 

Anlaß zur Schaffung einer Doppelgesellschaft sind vorwiegend organi-
satorische Erwägungen: die Vorteile verschiedener Gesellschaftstypen 
können miteinander verbunden werden3• Die bürgerlich-rechtliche Ge-
sellschaft ist elastischer und variabler als eine Kapitalgesellschaft. Der 
Gesellschaftsvertrag kann den Gesellschaftern fast beliebige Handlungs-
und Unterlassungspflichten auferlegen; seine Änderung und Anpassung 
an veränderte Verhältnisse begegnet regelmäßig keinen formalen Hin-
dernissen. Der Grundsatz der Vertragsfreiheit eröffnet also zahlreiche 
Gestaltungsmöglichkeiten. Andererseits entbehrt die Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts der Rechtsfähigkeit. Sie kann daher als Gesellschaft 
nicht am Geschäfts- und Prozeßverkehr teilnehmen. Zur Wahrnehmung 
dieser Funktionen wird eine juristische Person, die Organgesellschaft, 
gegründet und der Grundgesellschaft als deren "Geschäftsführerin" zu-
geordnet. Ein weiterer Grund, statt der Rechtsform der Einheitsgesell-
schaft diejenige der Doppelgesellschaft zu wählen, dürfte früher gerade 
bei Kartellen die Möglichkeit gewesen sein, sich der Registerpublizität 
(§§ 7 ff. GmbHG, §§ 36 ff. AktG) zu entziehen. Heute sind dagegen sämt-

1 In der Literatur finden sich folgende abweichende Bezeichnungen: Herr-
schaftsperson (Hamburger, S. 264), Nebengesellschaft (A. Müller, S. 34), ein-
fache Gesellschaft (Naegeli, S. 2). 

1 In der Literatur finden sich folgende abweichende Bezeichnungen: Orga-
nisationskopf (Callmann, S. 123), Dachgesellschaft (CaUmann, S. 157), Ver-
kaufsstelle (Leister, S. 1), juristischer Direktor (K. Mirow, S. 14). 

3 Benisch, S. 22; Naegeli, S. 1 f. 
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liehe Kartelle4 in das Kartellregister einzutragen(§ 9 GWB), so daß der 
Publizitätsgesichtspunkt keine Rolle mehr für die Entscheidung über die 
Rechtsform spielt. Schließlich könnte es sein, daß die Regelung der Ge-
schäftsführung und Vertretung bei der bürgerlich-rechtlichen Gesell-
schaft (§§ 709 ff. BGB) für Unternehmensverbindungen unpraktikabel 
und nicht interessengerecht ist, so daß man die Konstruktion der Dop-
pelgesellschaft benutzt, um diesem Mangel zu begegnen. Diese Frage, 
die in der Literatur bisher noch nicht gestellt wurde, sei hier zunächst 
nur genannt; sie wird später wieder aufgegriffen und anband der Dar-
stellung der Aufgaben der Organgesellschaft im einzelnen zu beantwor-
tensein5. 

Im allgemeinen wird die Doppelgesellschaft eine Schöpfung des Kar-
tellwesens genannt6• Die Untersuchungen, die sich mit den Problemen 
der Doppelgesellschaft befassen, werden zumeist auch am Beispiel der 
sogenannten "Syndikatsdoppelgesellschaft" vorgenommen7• Es bedarf 
demgegenüber der Feststellung, daß man sich auch bei anderen Arten 
unternehmerischer Zusammenarbeit der Doppelgesellschaft als Rechts-
form bediente. Sie wird z. B. bei Interessengemeinschaften!~ verwandt10• 11• 
AuCh Gemeinschaftsunternehmen 12, Funktionsgemeinschaften13 undähn-
liche Gebilde14 sind nicht selten als Doppelgesellschaften organisiertu, 16. 

4 Mit Ausnahme der in § 6 Abs. 1 GWB genannten Exportkartelle. 
5 Vgl. unten § 2 I 2. 
8 Vgl. z. B. Friedländer, Konzernrecht, S. 79. 
7 So etwa Göke, Klitzing, Leister, Nels, Sprey. 
8 Ebenso Hannemann, S. 10, 53 ff.; Naegeli, S. 66 ff., 270 ff.; Ring-Schachian, 

S. 437; Sprey, S. 20; Ullrich, S. 21; vgl. auch Hecker, S. 51 ff. 
9 Zum Begriff der Interessengemeinschaft vgl. vor allem Fikentscher, In-

teressengemeinschaft, S. 13 ff., 20 und Geiler in Düringer-Hachenburg, Bd. 
II/1 Rz 440 ff.; ferner Friedländer, Konzernrecht, S. 114 ff.; Koberstein, S. 95; 
Rosendorff, S. 22; Reisert, S. 33; Ullrich, S. 20. 

10 Diett, S. 60 ff.; Friedländer, a.a.O., S. 236 ff. ; Hannemann, S. 54 ff.; 
Naegeli, S. 217 ff.; Rasch, S. 83; Rosendorff, S 26; Schmitt-Schowalter, S. 44; 
Sprey, S. 21 f.; Ullrich, S. 20 f.; vgl. auch Hocke, S. 32. 

11 Beispiele für Interessengemeinschaften in Form einer Doppelgesellschaft: 
IG der Dynamit- und Pulvergruppe; Organgesellschaft: Ad Astra-Verwal-
tungs-GmbH (vgl. Braun v. Stumm, S. 65 f.) . Elektromontan-Konzern; Or-
gangesellschaft: Siemens-Rhein-Elbe-Schuckert-Union GmbH (vgl. Rosen-
dorf!, S. 16 ff.). Kahlbaum Konzern; Organgesellschaft: Ostwerke-Schultheiss-
Patzenhofer-Kahlbaum GmbH (Verträge abgedruckt bei Rosendorff, 
S. 13·5 ff.). Vgl. ferner die der Entscheidung des RFH in RFH 18, 75 zugrunde liegende IG. · · 

12 Zum Begriff des Gemeinschaftsunternehmens vgl. Kleim, S. 18 ff.; Rasch, s. 34. 
11 Zum Begriff der Funktionsgemeinschaft vgl. Kleim, S. 22 ff.; Rasch, S. 33; 

Naegeli, S. 102. 
14 Vgl. die umfassende Zusammenstellung des Anwendungsbereiches der 

Doppelgesellschaft im 1. T.eil des Werkes von Naegeli; Bd. I S .. 3"3 ff. 
15 Zum Gemeinschaftsunternehmen vgl. Friedländer, a.a.O., S. 263; Naegeli, 

S. 242 ff.; Rasch, S. 34. Zur Funktionsgemeinschaft _ vgl. F_riedLänder. a.a.O., 
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Der Prototyp für die Kartelldoppelgesellschaft ist das Rheinisch-West-
fälische Kohlen-Syndikat17• 18• Seine Organisationsform wurde von zahl-
reichen Kartellen zum Vorbild genommen. Das gilt vor allem für die 
Kartelle mit zentralisiertem Absatz, die Syndikate19• Für sie ist die Dop-
pelgesellschaft besonders geeignet: Die unterschiedlichsten Kartellpflich-
ten lassen sich ohne Schwierigkeiten in einem bürgerlich-rechtlichen Ge-
sellschaftsvertrag niederlegen, während das Auftreten im Rechtsver-
kehr, also die Verkaufstätigkeit, durch die rechtsfähige Geschäftsfüh-
rungsgesellschaft besorgt wird. So wird der Doppelgesellschaft gegenüber 
der Einheitsgesellschaft regelmäßig der Vorzug gegeben20• 21• Die gleichen 

S. 266; Bühler, S. 259; Hannemann, S. 56; Naegeli, S. 102 ff. 
16 Ein Beispiel eines Gemeinschaftsunternehmens in Form der Doppelge-

sellschaft findet sich in RFH 26, 173: eine Benzol-Fabrik wird durch eine 
GmbH als Organ einer bürgerlich-rechtlichen Gesellschaft von Zechenunter-
nehmern betrieben. Beispiele von Funktionsgemeinschaften in Form der Dop-
pelgesellschaft: Krupp-Faar-Ernemann- Fahrzeugfabriken Ansbach und 
Nümberg (vgl. Rosendorff, S. 31). Zweckgemeinschaft Torfausfuhrvereinigung 
(vgl. KR 1933, 64). Vgl. die weiteren Beispiele in RStBl 1926, 151; StuW 1927, 
419 ff.; KR 1935, 599; KR 1935, 252; ferner Isay, Patentgemeinschaft, S. 35 ff.; 
Sändig, S. 21. 

17 Göke, S. 2; Hocke, S. 33; Spiero, S. 3. 
18 Der Vertrag ist abgedruckt in D I Anl. A 1 und in neuerer Fassung 

(1922) bei Flechtheim, S. 324 ff. 
19 Der Begriff ,Syndikat' wird in der Literatur nicht einheitlich verwandt; 

unter ihm verstehen: Hofmann, S. 6: Grundgesellschaft; W. Müller, S. 1: Or-
gangesellschaft; Rasch, S. 38: Kartell mit zentralisiertem Absatz; Spiero, S. 1: 
Kartell mit zentralisiertem Absatz und Submissionskartell; vgl. auch Naegeli, s. 67 f. 

zo Vgl. die statistische Übersicht bei Benisch, S. 24. 
u Die Anlage zur Denkschrift enthält 26 Kartelle mit Absatzzentralisation, 

die als Doppelgesellschaft organisiert sind; D I Anl. A 1, 9; Anl. B 5, 6, 7, 18, 
18 a, 19, 19 a, 22, 24, 30, 31, 53, 55; Anl. C 1; Anl. D 9, 10; Anl. K 4 a, 4 b, 6; 
Anl. L 1, 2, 8; Anl. N 3, 4. Beim Bundeskartellamt und bei den Landeskartell-
behörden stellten bisher 28 Kartelle mit Absatzzentralisation, die als Dop-
pelgesellschaft organisiert sind, Erlaubnisanträge (die Quellen weisen den 
Ort nach, an dem der Vertrag abgedruckt ist). Kali-Syndikat, WuW 1958, 450; 
Thomasphosphat-Syndikat, WuW 1958, 530; Süddeutsches Zementsyndikat, 
WuW 1958, 588; Rheinisch-Westfälisches Zement-Syndikat, WuW 1958, 594; 
Superphosphat-Syndikat, WuW 1958, 665; Steinzeug-Syndikat, WuW 1958, 
667 (1957, 528); Phenole-Syndikat, WuW 1958, 667; Teererzeugnis-Syndi\{at, 
WuW 1958, 669; Mitteldeutsche Düngekalk-Gesellschaft mbH, WuW 1959, 30; 
Westdeutsche Düngekalk-Gesellschaft mbH, WuW 1959, 32; Süddeutsche 
Düngekalk-Gesellschaft mbH, WuW 1959, 32; Azetylensyndikat (Hannover), 
WuW 1959, 36; Azetylensyndikat (Hamburg), WuW 1959, 36; Armaturensyndi-
kat, WuW 1959, 37; Terrazzo Syndikat, WuW 1959, 101; Ruhrstickstoff-Syndi-
kat, WuW 1959, 107; Westfälisches Kalk-Syndikat, WuW 1959, 111; Kalk Syn-
dikat Walhalla, WuW 1959, 527; Rationalisierungskartell Niedersächsischer 
Kalkwerke, WuW 1960, 31; Verkaufssyndikat der Hüttenzement-Industrie, 
WuW 1961, 257; Rationalisierungskartell für Kunststoffrohre, WuW 1963, 713; 
Hessisches Hartstein Syndikat, WuW 1963, 1003; Niedersächsisches Zement-
syndikat, WuW 1964, 398; Rationalisierungskartell betr. ölhydraulische Er-
zeugnisse, WuW 1964, 400; Rationalisierungskartell der Leitungsdrahtindu-
strie, WuW 1964, 601; Kunststoffrohrekartell (Il), WuW 1966, 318; Spezialisie-


